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A. Problem 

Bei dem Außenwirtschaftsrecht haben sich eine Reihe von 
Änderungen ergeben. 

B. Lösung 

Die Einfuhrliste soll deshalb auf den neuesten Stand gebracht 
werden. 

Einmütigkeit im Ausschuß 

C. Vorschlag 

Der Bundestag verlangt die Aufhebung der Verordnung nicht. 
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Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Bericht des Abgeordneten Scheu 


Die Verordnung, die bereits in Kraft getreten ist, 
wurde vom Präsidenten des Deutschen Bundestages 
an den Ausschuß für Wirtschaft zur Beratung über- 
wiesen. Es handelt sich um eine sogenannte Nach- 
lauf-Verordnung, bei der der Deutsche Bundestag 
nach § 27 Abs. 2 des Außenwirtschaftsgesetzes die 
Aufhebung innerhalb einer Frist von vier Monaten 
nach Verkündung der Verordnung verlangen kann. 

Die Änderung der Einfuhrliste bringt im wesent- 
lichen einige Liberalisierungsmaßnahmen und Ver- 
fahrenserleichterungen, u. a. zur Durchführung des 
Saatgutverkehrsgesetzes und des Reblausgesetzes. 
Daneben werden eine notwendig gewordene An- 
gleichung an das Einfuhrrecht der EG und an das 
nationale Recht sowie mehrere redaktionelle Ände- 
rungen und Verbesserungen vorgenommen. 


Die Genehmigungspflicht für die Einfuhr bestimm- 
ter Waren aus dem Bereich der metallurgischen Erze, 
Schlacken und Aschen NE-Metalle sowie Nickel- 
oxide aus Kuba entfällt. Eingeführt wurde ein Ge- 
nehmigungserfordernis für die Einfuhr bestimmter 
Strumpfwaren aus synthetischen Spinnstoffen aus 
der Republik Korea und Taiwan in die Bundesrepu- 
blik, Belgien, die Niederlande und Luxemburg. Mit 
dieser Schutzmaßnahme soll der schlechten Lage der 
Erzeuger in den genannten Mitgliedstaaten wegen 
der sprunghaft gestiegenen Einfuhren aus Korea und 
Taiwan Rechnung getragen werden. 

Namens des Ausschusses für Wirtschaft bitte ich 
das Hohe Haus, von dem dem Bundestag zustehen- 
den Aufhebungsverlangen keinen Gebrauch zu 
machen. 


Bonn, den 18. September 1975 
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